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S A T Z U N G 

der Schumag Aktiengesellschaft 

Aachen 

 

Stand 27.11.2023 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Firma und Sitz 

 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

 

Schumag Aktiengesellschaft. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Aachen. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von Maschinen, Präzisionsteilen 

und elektronischen Geräten aller Art sowie der Handel mit diesen Produkten und die Errichtung von 

Anlagen zu diesem Zwecke. 

 

(2) Die Gesellschaft kann im In- und Ausland Zweigniederlassungen und Vertretungen errichten, sich an 

anderen Unternehmen beteiligen, solche Unternehmen errichten sowie alle Rechtsgeschäfte vor-

nehmen, die dem geschäftlichen Interesse der Gesellschaft dienen. 

 

§ 3 

Geschäftsjahr 

 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft läuft vom 1. Oktober bis 30. September des Folgejahres. 
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§ 4 

Bekanntmachungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, sofern nicht zwingende ge-

setzliche Regelungen etwas anderes bestimmen. 

 

(2) Informationen an die Aktionäre und sonstige Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft 

können, soweit dies zulässig ist, auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 

 

II. Grundkapital und Aktien 

 

§ 5 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 13.499.996,--. 

 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 13.499.996 Stückaktien. 

 

(3) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(4) Bei einer Erhöhung des Grundkapitals kann für die neuen Aktien eine von den Vorschriften des § 60 

Abs. 2 Aktiengesetz abweichende Gewinnanteilberechtigung beschlossen werden. 

 

(5) Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichtsrats Form und Inhalt der  

Aktien sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine. Ein Anspruch auf Einzelverbriefung der 

Aktien besteht nicht. Es können Sammelurkunden über Aktien ausgestellt werden. 

 

(6) entfällt. 

 

(7) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 599.998,00 durch Ausgabe von bis zu 599.998 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die be-

dingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ausgabe von bis zu 599.998 Bezugsrechten (Akti-

enoptionen) im Rahmen des Aktienoptionsplans 2021 an Mitglieder des Vorstands und Arbeitneh-

mer der Gesellschaft. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 

der ausgegebenen Bezugsrechte von ihrem Recht zum Bezug der Aktien Gebrauch machen und die 

Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen Aktien gewährt oder von ihrem Recht auf 

Barausgleich Gebrauch macht. Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 

sie durch Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. 
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Sofern zu diesem Zeitpunkt noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns des letzten abgelaufenen Geschäftsjahres gefasst worden ist, nehmen die neuen Ak-

tien noch am Gewinn des abgelaufenen Geschäftsjahres teil. 

 

  Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durch-

führung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Bedingten Kapital 2021/I anzupassen. 

 

(8) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3.900.000,00 eingeteilt in bis zu 3.900.000 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien, auf die jeweils ein rechnerischer Anteil am Grundkapital in Höhe 

von EUR 1,00 je Aktie entfällt, durch Ausgabe neuer Aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 3.900.000 auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder 

von Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des Vor-

stands durch die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 25. Mai 2023 bis zum  

24. Mai 2028 begeben werden, von ihrem Wandlungs-/Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wand-

lungs-/Optionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien erfolgen und soweit nicht andere Er-

füllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital-

erhöhung festzusetzen. 

   

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung 

des Bedingten Kapitals 2023 zu ändern. Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-/Optionsschuldverschreibungen nach Ablauf der Ermächti-

gungsfrist sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2023 nach Ablauf sämtli-

cher Wandlungs-/Optionsfristen. 

 

III. Der Vorstand 

 

§ 6 

Zusammensetzung, Beschlüsse, Geschäftsordnung 

 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens einer Person. 
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(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann stellvertretende 

Vorstandsmitglieder bestellen. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des 

Vorstands ernennen. 

 

(3) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder 

des Vorstands gefasst, soweit das Gesetz nicht Einstimmigkeit vorsieht. Ist ein Vorstandsvorsitzen-

der ernannt, so gibt bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorstandsvorsitzenden den Ausschlag.  

 

(4) Der Vorstand kann sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine Geschäftsord-

nung geben. § 77 Abs. 2 AktG bleibt unberührt. 

 

§ 7 

Vertretungsmacht 

 

(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied vorhanden, so vertritt 

dieses die Gesellschaft allein. 

 

(2) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, einem Mitglied des Vorstands die Befugnis zu erteilen, die Gesell-

schaft allein zu vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelnen, mehreren oder allen Mitgliedern des Vor-

standes Befreiung von dem Verbot der Mehrfachvertretung erteilen (§ 181 BGB, 2. Alternative). 

§ 112 AktG bleibt unberührt. 

 

(3) Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen Vor-

standsmitgliedern gleich. 

 

§ 8 

Zustimmungspflichtige Geschäfte 

 

(1) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats zur Vornahme folgender Rechtshandlungen 

und Rechtsgeschäfte: 

 

a) Errichtung oder Auflösung von Zweigniederlassungen und Beteiligung an Unternehmen, 

b) Erwerb oder Veräußerung von Unternehmen, 

c) Erwerb und Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, soweit im Einzel-

fall der Wert des Geschäfts einen Betrag von EUR 511.291,- übersteigt, 

d) Erteilung von Generalvollmachten. 

 



 

 

Seite 5 von 12 

(2) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass noch andere Arten von Geschäften seiner Zustimmung be-

dürfen. 

 

IV. Der Aufsichtsrat 

 

§ 9 

Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Davon werden vier Mitglieder von den Aktionären 

nach dem Aktiengesetz gewählt. Zwei Mitglieder sind nach dem Drittelbeteiligungsgesetz von den 

Arbeitnehmern zu wählen. 

 

(2) Die Wahl erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für 

das 4. Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, falls die Hauptversammlung nicht et-

was anderes beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. 

Die Hauptversammlung kann für Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere 

Amtszeit bestimmen. Eine Wiederwahl ist möglich. 

 

(3) Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern kann die Hauptversammlung für jedes 

Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre ein Ersatzmitglied wählen. Das Ersatzmitglied tritt bei vorzeiti-

gem Ausscheiden eines ordentlichen Aufsichtsratsmitglieds für den Rest der Amtsdauer dieses Mit-

glieds an dessen Stelle. 

 

(4) Ist für ein vor Ablauf der Wahlzeit ausscheidendes Aufsichtsratsmitglied ein Ersatzmitglied nicht ge-

wählt, so ist das an seine Stelle in den Aufsichtsrat zu wählende Mitglied nur für die Zeit bis zum Ab-

lauf der Wahlzeit der übrigen Aufsichtsratsmitglieder zu wählen. 

 

(5) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund 

durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhal-

tung einer Kündigungsfrist von einem Monat niederlegen. 

 

§ 10 

Vorsitz 

 

(1) Der Aufsichtsrat wählt in seiner ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 

und mindestens einen Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für die Amtszeit der Gewählten oder einen 

kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten Zeitraum. Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten 

des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn dieser an der Ausübung seines Amtes verhindert ist. 
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(2) Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter während seiner Amtszeit aus, so 

hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Ergänzungswahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiede-

nen vorzunehmen. 

 

§ 11 

Einberufung, Beschlüsse, Geschäftsordnung 

 

(1) Der Aufsichtsrat soll in der Regel eine Sitzung im Kalendervierteljahr, er muss zwei Sitzungen im  

Kalenderhalbjahr abhalten.   

 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden oder, wenn dieser verhindert ist, von ei-

nem Stellvertreter unter Angabe der einzelnen Tagesordnungspunkte mit einer Frist von 14 Tagen 

schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung 

und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist an-

gemessen abkürzen und die Einberufung mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels 

sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel vornehmen. 

 

(3) Ist ein Punkt der Tagesordnung nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, darf hierüber nur be-

schlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitglie-

dern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu bestimmen-

den angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich, per 

Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel abzugeben. Der 

Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der Frist nicht 

widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben. 

 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsit-

zenden können Beschlüsse auch schriftlich, mündlich, fernmündlich, per E-Mail, per Telefax oder mit-

tels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesondere per Videokonferenz, gefasst 

werden, wenn kein Mitglied diesem Verfahren unverzüglich widerspricht. 

 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung sämtlicher Mitglieder 

mehr als die Hälfte, darunter der Vorsitzende oder ein Stellvertreter, teilnehmen. Ein Mitglied nimmt 

auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält. Ein ver-

hindertes Aufsichtsratsmitglied kann an der Beschlussfassung teilnehmen, indem es schriftliche 

Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied übergeben lässt. Als schriftliche Stimmab-

gabe gilt auch eine durch Telefax oder mittels elektronischer Medien übermittelte Stimmabgabe. 
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(6) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so-

weit nicht das Gesetz zwingend eine größere Mehrheit oder weitere Erfordernisse bestimmt. Dabei 

werden Stimmenenthaltungen nicht als Stimmabgabe gewertet. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden der betreffenden Sitzung den Ausschlag. Die Art der Abstimmung be-

stimmt der Vorsitzende. 

 

(7) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden der 

Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen ist die Niederschrift 

vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen und unverzüglich allen Mitgliedern zuzuleiten. 

 

(8) Der Aufsichtsratsvorsitzende oder im Falle seiner Verhinderung das vom Aufsichtsrat bestimmte 

Mitglied sind befugt, Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse im Namen des 

Aufsichtsrats abzugeben und an den Aufsichtsrat gerichtete Erklärungen in Empfang zu nehmen. 

 

(9) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestim-

mungen dieser Satzung selbst eine Geschäftsordnung geben. 

 

§ 12 

Änderungen der Satzungsfassung 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur die Fassung betreffen, vorzunehmen. 

 

 

§ 13 

Ausschüsse 

 

(1) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden, deren Aufgaben festlegen und ihnen, so-

weit gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse übertragen. 

 

(2) Ausschüsse bestehen aus mindestens drei Mitgliedern. 

 

§ 14 

Vergütung 

 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält für ein Geschäftsjahr eine nach Ablauf des Geschäftsjahres 

zahlbare Vergütung von EUR 7.158,09. 

 

(2) Der Vorsitzende erhält das Doppelte, seine Stellvertreter das Eineinhalbfache. 
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(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben Anspruch auf Ersatz der ihnen bei der Ausübung ihres Amtes 

entstehenden Auslagen einschließlich anfallender Umsatzsteuer. Für die Aufsichtsratsmitglieder 

kann außerdem auf Kosten der Gesellschaft eine angemessene Haftpflichtversicherung (sog. D&O 

Versicherung) abgeschlossen werden. 

 

(4) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teiles des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat ange-

hört haben, erhalten eine im Verhältnis zu ihrer Amtszeit anteilige Vergütung. 

 

V. Die Hauptversammlung 

 

§ 15 

Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen, vom Aufsichtsrat zu 

bestimmenden Ort im Inland statt. 

 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt (Ermächtigung 2023) vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abge-

halten wird (virtuelle Hauptversammlung). Diese Ermächtigung gilt für einen Zeitraum von fünf Jah-

ren nach Eintragung dieser Satzungsregelung in das Handelsregister der Gesellschaft. Auf die virtu-

elle Hauptversammlung finden alle Regelungen dieser Satzung für Hauptversammlungen Anwen-

dung, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorsieht oder in dieser Satzung ausdrücklich 

etwas anderes bestimmt ist. 

 

(3) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand unter Beachtung der nach Gesetz und Satzung jeweils 

geltenden Regelungen insbesondere über Form und Frist der Bekanntmachung einberufen. Befug-

nisse zur Einberufung der Hauptversammlung durch andere Personen bleiben unberührt. 

 

(4) Die Hauptversammlung, die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, die Gewinnverwendung, die 

Bestellung des Abschlussprüfers und - in den gesetzlich vorgesehenen Fällen - über die Feststellung 

des Jahresabschlusses oder die Billigung des Konzernabschlusses beschließt (ordentliche Hauptver-

sammlung), findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjahres statt. 
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§ 16 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung, zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktio-

näre berechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder 

englischer Sprache bei der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage 

vor der Hauptversammlung anmelden. Bei der Berechnung der Anmeldefrist sind weder der Tag des 

Zugangs der Anmeldung noch der Tag der Hauptversammlung mitzurechnen.  

 

(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ist 

durch einen in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellten besonderen 

Nachweis des Aktienbesitzes durch das depotführende Institut nachzuweisen. Der Nachweis des An-

teilsbesitzes muss sich auf den für börsennotierte Gesellschaften gesetzlich bestimmten Stichtag be-

ziehen und der in der Einberufung bestimmten Stelle mindestens sechs Tage vor der Hauptversamm-

lung zugehen. 

 

(3) In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für den 

Zugang der Anmeldung nach Abs. 1 und den Nachweis des Anteilsbesitzes nach Abs. 2 vorgesehen 

werden. 

 

§ 17 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Falle seiner 

Verhinderung sein Stellvertreter oder ein vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats bestimmtes anderes 

Mitglied des Aufsichtsrats. Für den Fall, dass der Vorsitzende kein anderes Aufsichtsratsmitglied be-

stimmt, wird der Versammlungsleiter unter Leitung des ältesten anwesenden Aktionärs durch die 

Hauptversammlung gewählt. 

 

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er kann die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände ab-

weichend von der angekündigten Tagesordnung festlegen. Ferner bestimmt er die Art die Abstim-

mung. 

 

(3) Der Vorsitzende ist ferner ermächtigt, das Frage- und Rederecht von Aktionären zeitlich angemes-

sen zu beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während 

ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den gesamten Verlauf der Hauptversamm-

lung, für einzelne Punkte der Tagesordnung oder für den einzelnen Redner zu setzen. 
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§ 18 

Stimmrecht 

 

(1) In der Hauptversammlung gewährt jede Aktie eine Stimme. 

 

(2) Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der Einlage. 

 

(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr  

Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Text-

form (§ 126b BGB). In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine Erleichterung für die Form-

wahrung bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt. 

 

§ 19 

Beschlussfassung 

 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehrheit und, soweit eine  

Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst, falls nicht das Gesetz oder 

die Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. Stimmenenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

 

(2) Wird bei Einzelwahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht, findet eine 

Stichwahl unter den Personen statt, die die beiden höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Bei der 

Stichwahl entscheidet die höchste Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

§ 20 

Ton- und Bildübertragungen 

 

(1) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teilnahme an der 

Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in den Fällen gestattet, in denen sie mit 

erheblichem Zeit- oder Kostenaufwand verbundene Reisen zum Ort der Hauptversammlung in Kauf 

nehmen müssten. 

 
(2) Auf Anordnung des Versammlungsleiters kann die Hauptversammlung auszugsweise oder vollstän-

dig in Ton und Bild übertragen werden. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 

Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. Dabei ist die Form der Übertragung mit der Einberufung 

bekannt zu machen.  

 
(3) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist bei virtuellen Hauptversammlungen die Teilnahme im Wege der 

Bild- und Tonübertragung gestattet, ohne dass die Voraussetzungen des Absatz (1) vorliegen müs-

sen. 
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VI. Jahresabschluss und Gewinnverteilung 

 

§ 21 

Jahresabschluss 

 
(1) In den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand für das vergangene Ge-

schäftsjahr den Jahresabschluss, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, 

sowie den Lagebericht aufzustellen und den Abschlussprüfern vorzulegen. 

 

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung 

des Bilanzgewinnes sowie gegebenenfalls den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht zu 

prüfen und über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Der 

Aufsichtsrat hat innerhalb eines Monats nach Zugang der ihm einzureichenden Vorlagen seinen Be-

richt dem Vorstand abzugeben. Geschieht dies nicht fristgemäß, so hat der Vorstand dem Aufsichts-

rat unverzüglich eine weitere Frist von höchstens einem Monat zu setzen. Wird der Aufsichtsratsbe-

richt dem Vorstand auch vor Ablauf dieser weiteren Frist nicht zugeleitet, so gilt der Jahresabschluss 

als vom Aufsichtsrat nicht gebilligt. 

 

(3) Unverzüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die ordentliche Haupt-

versammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht, der Bericht des Aufsichtsrates 

und der Vorschlag des Vorstandes für die Verwendung des Bilanzgewinnes sind von der Einberufung 

an in dem Geschäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen. 

 

§ 22 

Gewinnverwendung 

 
(1) Der Bilanzgewinn wird an die Aktionäre verteilt, soweit die Hauptversammlung keine andere Ver-

wendung bestimmt. 

 

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so sind diese ermächtigt,  

einen Teil von bis zu höchstens 75 % des Jahresüberschusses unter Berücksichtigung des § 58 Abs. 2 

AktG in andere Gewinnrücklagen einzustellen. 
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VII. Schlussbestimmungen 

 

§ 23 

Gründungsaufwand 

 

(1) Die Gesellschaft ist durch Umwandlung der Schumag GmbH entstanden. 

 

(2) Die Gesellschaft trägt den Aufwand der Umwandlung und Gründung. Der Aufwand wird auf etwa 

150.000,00 DM geschätzt. 

 

§ 24 

Gerichtsstand 

 

Gerichtsstand für alle auf dem Gesellschaftsverhältnis beruhenden Streitigkeiten zwischen der Gesell-

schaft und ihren Aktionären und der Aktionäre untereinander ist - soweit rechtlich zulässig - Aachen. 

 

§ 25 

Salvatorische Klausel 

 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder nicht durch-

führbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, so wird hierdurch 

die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Das Gleiche gilt, soweit sich 

herausstellen sollte, dass dieser Vertrag Lücken enthält.  

 

(2) Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke ist 

eine angemessene Regelung zu beschließen, die die Beteiligten getroffen hätten, soweit sie bei Ab-

schluss des Vertrages den Punkt bedacht hätten. Dies gilt auch dann, wenn die Unwirksamkeit einer 

Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag nominierten Maß der Leistung oder Zeit (Frist,  

Termin) beruht; es tritt in solchen Fällen ein dem Gewollten möglichst nahe kommendes rechtlich 

zulässiges Maß der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) an die Stelle der Vereinbarung.  


